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Hicht für das Nachschlagewerk !
Sicht für die Amtliche Sammlung !

Gesetz: BerechnungsVO vom 20* November 1950 (BGBl 7*53)
- ■■ f* i

*
Rechtssatz: Ausserhalb des gesetzlichen Anwendungsbereichs 

der BerechnungsVO vom 20. November 1950 (BGBl - * 
753) steht es den Beteiligten fre i , wie sie die 
W irtschaftlichkeit von Wohnraum berechnen wollen.

Aktenzeichen: VII ZR 302/56 . /. £ '
U rteil des. BGH vom 19. September 1957 OXG Schleswig.
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VII ZR 502/56
VerkUndet am 19.Sept. 1957 
Woitscheck, Justizobersekretär 
a ls  Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

Im  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Architekten F ritz  Kr(BP in KPP, Bll
Klägers* Berufungsklägers, 
Berufungsbeklagten und Revisionsklägers,

- Frozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt

g e g e n

die Erben des am 17. November 1956 verstorbenen Uhrraacher- 
meisters Carl
1. Fräulein Christel Wi
2. Uhrmachermeister Karl-Heinz

Beklagte, Berufungsbeklagte, 
Berufungskläger und Revisionsbeklagte,

- Prozessbevollmäehtigter: Rechtsanwalt

hat der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 19. September 1957 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Crlanzmann und der Bundesrichter Riet- 
schel, Br. Uinkelmänn, Erbel und H. Meyer

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das U rteil des 
1. Zivilsenats des Schleswig-Holsteinischen Ober­
landesgerichts in Schleswig vom 13. April 1956, 
soweit die Klage abgewiesen i s t ,  und im Kosten­
punkt aufgehoben.
Bie Sache wird zur neuen Verhandlung und Entschei­
dung, auch über die Kosten der Revision, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Fon Rechts wegen



(Tatbestand:

Nach dem Kriege tra t  die Stadtverwaltung an den 
Kläger heran mit der Anregung, ein zerstörtes Wohngebiet 
wieder aufzubauen. Dem Kläger wurden für 500 Wohnungen 
zinsverbilligte Baudarlehen aus Landesmitteln für den so­
zialen Wohnungsbau in Aussicht g e s te llt. Der Plan setzte auch 
voraus, dass die künftigen Mieter Baukostenzuschüsse a ls  Dar­
lehen einbrachten.

♦  %

Im Kähmen des geplanten Wiederaufbaues e r te ilte  der Uhr- 
machermeister Carl Bruns, der Erblasser der Beklagten, dem 
Kläger am 8. August 1949 folgenden vom Kläger entworfenen 
schriftlichen Architektenauftragt

"Architekt F ritz  K r f l^  in KP^ . .  • wird hierdurch 
beauftragt, die erforderlichen Massnahmen zum Wie- 
deraufbau eines Wohnhauses auf meinem Grundbesitz 
WflSBBBBP-Sf r  * 4P zu treffen  und wird bevollmäch­
t ig t ,  für mich die dazu nötigen Anträge einzurei­
chen, die Finanzierungsmassnahmeu . . .  zu erledigen, 
die Bauarbeiten in Auftrag zu geben und für bezugs­
fertige Herstellung des Hauses zu sorgen.
Von den Zeichnungen sind mir Lichtpausen und von 
den Anträgen . . .  Zweitschriften vor Einreichung 
zu übergeben. Desgleichen sind mir die TJnternen- 
merangebote vor Auftragserteilung vorzulegen.
Ich behalte mir vor, besondere Wünsche bezüglich 
der Zeichnungen, der Ausführung und der Auftrags­
erteilung an Unternehmer zu äussern. Sollten da­
durch . . .  Mehrkosten entstehen, welche die Finan­
zierung erschweren, bin ich bereit, hierfür die 
Mittel zur Verfügung zu ste llen , ...........
Ausser dem Grundbesitz mit den darauf befindlichen 
Gebäuderesten sowie mit den grundbuchmässigen Be­
lastungen habe ich keine Eigenmittel zur Verfügung 
zu ste llen . In die erforderlich werdenden neuen 
grundbuchmässigen Belastungen werde ich in beglau­
bigter Form meine Einwilligung geben.
Alle Gebühren und Unkosten, auch etwaige Zwischen­
sinsen, sind mir von der Hand zu halten. Dieselben 
sind von den Baugeldern zu bezahlen, welche vor 
Inangriffnahme der Bauarbeiten sicherzustellen sind.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  3 -

Dazu gehören auch die Architektengebühren, laut 
Gebührenordnung deiT Architekten in der Passung 
vom 7. Mai 1937»”

Hach den übereinstimmenden Erklärungen der Parteien 
i s t  der Architektenvertrag dahin auszulegen, dass der Erb­
lasser bei der' Finanzierung nur mitzuwirken hatte, ohne 
eigenes Kapital aufzuwenden. Der Neubau so llte  sich aus 
eigener Kraft finanzieren, tragen und tilgen lassen. Die 
Baukosten sollten aus allen aus dem Grundstück sich erge­
benden .Finanzierungsquellen aufgebracht werden; doch so llte  
duräi .die Aufnahme von Hypotheken die W irtschaftlichkeit 
des Baues* nicht gefährdet und der Erblasser "nicht in Schul­
den gestürzt” werden.

Vor Abschluss des Vertrages hatte der Kläger die Bau­
kosten auf 101 000 DM, später auf 103 380 DM veranschlagt. 
Während des Bauens.entstanden Mehrkosten. Am 11. August 1951 
e r te il te  der Kläger dem Erblasser eine Abrechnung über 
119 553*29 DM. Hach der letzten Abrechnung des Klägers be­
tragen die Baukosten 125 733,36 DM. Bisher sind für den 
Bau Fremdgelder, in Höhe von 101 000 DM in Anspruch genommen 
worden/ “

Der Kläger hat behauptet, er habe vertragsgemäss dem 
Erblasser a lle  Baukosten von der Hand gehalten und für ihn 
nach und nach insgesamt 17 322,09 DU ausgelegt. Auch habe 
er, da der Erblasser die erforderliche Bereinigung des Grund­
buches bewusst verzögert habe, erhebliche Zinsen zahlen 
müssen. Sein Gesamtaufwand belaufe sich auf 23 237,52 DM. 
Diesen Betrag nebst 11 <f> Zinsen von 17 322,09 DM se it dem 
1. Januar 1953 hat der Kläger eingeklagt.

Der Erblasser hat Klagabweisung beantragt. Er hat 
nicht bestritten , dass dem Kläger bei dem Wiederaufbau
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die von ihm behaupteten Mehrkosten entstanden seien und 
dass er, der Erblasser, nach Überschreitung einer Baugeld- 
summe von 101 000 DK wvorerst einmal11 der weiteren Finan­
zierung seine Mitwirkung versagt habe. Er hat jedoch be­
hauptet, er habe mit dem Kläger eine feste Bausumme von 
103 380 DM vereinbart, und meint, dass er schon deshalb 
bei der Aufbringung der diesen Betrag übersteigenden Bau­
gelder nicht mitzuwirken brauche. Einige Bau- und Finanzie­
rungskosten seien auch nicht notwendig gewesen. Keinesfalls 
habe er vor Erteilung einer ordnungsmässigen Abrechnung, wo­
mit der Kläger erst im Sommer 1951 begonnen habe, sein Grund­
stück weiter belasten müssen. Schliesslich sei der Bau schlecht 
ausgeführt; mit den ihm dieserhalb gegen*den Kläger zuste­
henden Schadenersatzansprüchen rechne er hilfsweise auf.

Das Landgericht hat den Erblasser zur Zahlung von 
17 538 DM nebst 11 # Zinsen von 15 800 DM se it dem 1. Ja­
nuar 1953 v eru rte ilt. Mit seiner Berufung hat der Erblasser 
die Abweisung der Klage beantragt, soweit diese über S 000 DM 
nebst 10 # Zinsen hiervon s e it dem 1. Januar 1953, abzüg­
lich  auf Zinsen und Hauptforderung“ gezahlter 10 390,20 DM, 
hinausgeht. Das Oberländesgericht hat dem Kläger nur 
10 998,09 DK nebst 11 # Zinsen von 1 219*51 DM se it dem 
16. Juni 1952 und von 9 77&i58 DM s e if  dem 26.. September 
1952, abzüglich auf Kosten, Zinsen und Hauptforderung ge­
zahlter 10 390,10 DM, zugesprochen. Die Berufung des Klä­
gers hat es zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen vollen 
Klaganspruch weiter. Der Beklagte i s t  im Verlauf des Revi­
sionsverfahrens verstorben. Seine Erben haben das Verfah­
ren auf genommen. Sie beantragen, die Revision des Klägers 
zurück zuwei sen.



Ent sehe i  dungsgxündes

Entsprechend der Übereinstimmenden Auslegung des Archi­
tekt envertrages vom 8. August 1949 durch die Parteien hat 
das Berufungsgericht fe s tg es te llt, dass der Erblasser zur 
Durchführung des Wiederaufbaues nur das Ruinengrundstück 
zur Verfügung zu ste llen , jedoch kein eigenes Kapital auf­
zubringen brauchte» Seine Mitwirkung bei der Finanzierung 
beschränkte sich darauf, die erforderlichen Kreditanträge 
und -vertrage zu unterschreiben und die notwendigen Eintra­
gungen in das Grundbuch zu bewilligen*

• » »

• Die Parteien sind sich weiter darüber einig, dass die 
Verpflichtung des Erblassers, bei der Finanzierung des Wie­
deraufbaues durch den Kläger mitzuwirken, begrenzt war. Wo 
diese Grenze lie g t , darüber streiten  s ie .

I.

Dass der Kläger es übernommen hatte, das Haus zum'Fest­
betrag von 103 580 DM zu errichten, hält das Berufungsge­
richt nicht für erwiesen. Mit Recht i s t  es daher der Ansicht 
des Erblassers, seine Mitwirkungspflicht bei der Beschaf­
fung der Baukosten 3ei schon durch eine vereinbarte feste 
Bausumme begrenzt, nicht gefolgt. II.

I I .

Hach dem übereinstimmenden Vortrag der Parteien s o ll­
ten die Baukosten aus allen aus dem Grundstück fliessenden  
Finanzierungsqjxellen aufgebracht werden; durch die Aufnahme 
von Hypotheken durfte aber die W irtschaftlichkeit des Baues
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nicht gefährdet und der Erblasser nicht in Schulden gestürzt 
werden» Hieraus hat das Berufungsgericht gefolgert» dass 
der Kläger die Mitwirkung des Erblassers bei der Beschaf­
fung der erforderlichen Geldbeträge nur insoweit verlangen 
könne» a ls  sich die Baukosten im Bahmen der W irtschaftlich­
keit des Hauses halten. Da sich die Parteien bei Vertrags- 
achluss darüber einig gewesen seien, dass der Wiederaufbau 
nur unter Inanspruchnahme von Mitteln des sozialen Wohnungs­
baues durchgefuhrt werden konnte, und der Kläger als Archi­
tekt gewusst habe, dass Mittel des sozialen Wohnungsbaues 
nur bewilligt wurden, wenn sich das zu errichtende Haus * 
aus eigener- Kraft trug, hat das Berufungsgericht die Wirt­
schaftlichkeit des Hauses nach den für den sozialen Woh­
nungsbau geltenden Grundsätzen bestimmt. Es hat durch den 
Sachverständigen B fl|^  die W irtschaftlichkeit des Hauses 
sowohl nach den Landesrichtlinien, die bei Vertragsschluss 
galten, a ls  auch nach den Bestimmungen der Bundesverordnung 
über 7/irtschaftlichkeits- und Wohnfiächenberecfanung für 
neugeschaffenen Wohnraum (Berechnungsverordnung) vom 20. 
November 1950 (BGBl* 1 . 755) errechnen lassen«.* Dabei hat 
sich nach den Landesrichtlinien ein jährlicher Bberschuss 
des Grundstücks von 1 154,29 DK, nach der dem Bauherrn 
günstigeren BerecbnungsVO jedoch ein jährlicher rechneri­
scher Verlust von 119>84 DM ergeben. Das Berufungsgericht 
hat sich dafür entschieden, dass die W irtschaftlichkeit des 
Hauses nach der BerechnungsVO zu bestimmen sei. Einmal sei 
das Haus erst nach dem 31* Dezember 1949 bezugsfertig ge­
worden, weshalb gemäss § 2 Abs. 1 der BerechnungsVO deren 
Bestimmungen massgebend seien. Zum andern mache der Klä­
ger einen Schadensersatzanspruch aus § 326 BGB geltend, 
denn er verlange vom Erblasser den Schaden ersetzt, der 
ihm daraus erwachsen se i, dass der Erblasser mit seiner 
Verpflichtung, an der Finanzierung des Wiederaufbaues mit­
zuwirken, in Verzug geraten se i. Es komme deshalb darauf

—
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an, ob der Erblasser, als der Kläger ihn durch das Schrei­
ben seines Prozessbevollmächtigten vom 15. April 1952 in 
Verzug setzte, noch verpflichtet gewesen se i, bei der wei­
teren Finanzierung mitzuwirken. Diese Pflicht des Erblas­
sers habe nur dann bestanden, wenn das Haus auch unter Be­
rücksichtigung der weiteren vom K3.äger gewünschten Kredi­
te  noch w irtschaftlich‘blieb. Bas habe nur nach den Grund­
sätzen der -damals bereits in Kraft gewesenen BerechnungsVO 
beu rte ilt werden können. Auch im März 195i, a ls der Kläger 
dem Erblasser die Abrechnung Uber die Baukosten übergab, 
habe die BerechnungsVO schon gegolten.

III .

Mit Recht rügt die Revision, das Berufungsgericht ha­
be die W irtschaftlichkeit des Hauses nicht nach den abstrak­
ten Regeln der BerechnungsVO errechnen dürfen.

1.) Die Parteien haben keine Vereinbarung darüber ge­
troffen, wie sie die W irtschaftlichkeit des Hauses a ls  obe­
re Grenze für die Aufnahme von Baukrediten bestimmen woll­
ten. Die BerechnungsVO, auf die sich das Berufungsgericht 
s tü tz t, is t  erst am 20. November 1950, a ls das Haus bereits 
gebaut war, erlassen worden und für den öffentlich geför­
derten sozialen Wohnungsbau erst am 1. Januar 1951 in Kraft 
getreten (§22 Abs. 1). Zwar erfasst sie a llen  nach dem 
31. Dezember 1949 bezugsfertig gewordenen neugeschaffenen 
Wohnraum im Sinne ihres § 2. Dazu gehört auch das Haus der 
Beklagten. Dem Wortlaut des § 1 der BerechnungsVO: "Sind für 
heugeschaffenen Wohnraum W irtschaftlichkeit und Wohnfläche 
zu erm itteln, so finden die Vorschriften dieser Verordnung 
Anwendung" i s t  jedoch zu entnehmen, dass nicht in jedem 
Falle die W irtschaftlichkeit von Wohnraum nach den Regeln 
der BerechnungsVO zu bestimmen i s t .  Eine so weitgehende An­
ordnung zu treffen, bestand kein Anlass. Nach den Regeln
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der BerechnungsVO muss nur in den Bällen verfahren werden, 
für die das Erste Wohnungsbaugesetz, zu dessen Vollzug sie 
dient, und gegebenenfalls andere Gesetze die Ermittlung der 
W irtschaftlichkeit vorsehen. Bas ergibt sich schon aus dem 
Eingang der BerechnungsVO, in  dem die den Erlass von Hegeln 
für die Berechnung der W irtschaftlichkeit vorsehenden ge­
setzlichen Bestimmungen a ls  Grundlage der. Verordnung auf­
geführt sind. So wenig die BerechnungsVO beispielsweise für 
die Bestimmung der W irtschaftlichkeit von Wohnraum g i l t ,  
der ohne wesentlichen Bauaufwand durch Umwandlung von Ge­
schäftsräumen gewonnen wird (§ 2 Abs. 4 BerechnungsVO), so 
wenig erheischt die Verordnung Geltung im Eahmen rein pri­
vater Rechtsbeziehungen, Dafür wäre der Verordnungsweg auch 
gar nicht offen gestanden. Im Bereich privater Rechtsbe­
ziehungen steht vielmehr den Beteiligten die Bestimmung 
der W irtschaftlichkeit f re i . Das scheint an sich auch das 
Berufungsgericht nicht zu verkennen'; doch glaubt es offen­
bar, die Anwendung der BerechnungsVO aus dem Willen der ver- 
tragschliessenden Teile herleiten zu können. Diese Ansicht 
i s t  rechtlich nicht haltbar. Denn dass sich die Vertrags­
parteien, vor allem aber der Kläger, der.von Anfang an eine 
feste Berechnungsgrundlage brauchte, darauf hätten einlas­
sen wollen, die W irtschaftlichkeit des Hauses nach noch völ­
lig  unbekannten staatlichen Regeln zu berechnen, is t  nicht 
anzunehmen. Somit kann der Wille der Parteien a llen fa lls  
dahin gegangen sein, die W irtschaftlichkeit des Hauses nach 
den im Jahre 1949 angewandten Bandesrichtlinieh zu berech­
nen. Ob dies der Pall war, wird das Berufungsgericht zu prü­
fen haben.

2 .) Bei der erneuten Auslegung der Parteiabrede wird 
der Tatrichter folgendes vor Augen haben müssen*

a) Amtliche Richtlinien über die Berechnung der Wirtschaft-

. i♦*
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lichkeit im sozialen Wohnungsbau haben vornehmlich den Zweck, 
den die öffentlichen «Sittel verwaltenden Behörden eine siche­
re und gleichmäs.sige Entscheidung darüber zu ermöglichen, in 
welcher Höhe und zu welchen Bedingungen im Einzelfall ein Baur 
dariehen zu gewähren i s t .  Deshalb läss t sich aus der Tatsache, 
dass die Vertragsteile zur Errichtung des Hauses Öffentli- 
che Mittel in Anspruch nehmen wollten und genommen haben v 
für sich a lle in  nicht ohne weiteres folgern, es entspreche 
ihrem Willen, auch im Verhältnis zueinander die Wirtschaft­
lichkeit an Hand der erwähnten Richtlinien zu bestimmen.

b) Da der Kläger dem Erblasser nicht zugesichert hat, 
das Haus zu einem festen Betrag wieder aufzubauen, haben 
die Beklagten dem Kläger grundsätzlich die von diesem auf­
gewandten Kosten, soweit sie erforderlich waren, zu ersetzen. 
Die Zusage des Klägers, den Erblasser "nicht in Schulden zu 
stürzen11, lä ss t durchaus die Auslegung zu? dass sich der 
Erblasser verpflichtet hat, Kredite bis. zu einer für ihn 
noch zumutbaren Höhe aufzunehmen, sofern sie noch aus den 
Erträgen des Hauses verzinst und ge tilg t werden können. Der 
Wiederaufbau des Hauses musste nur für den Erblasser unter 
Berücksichtigung seiner Verhältnisse w irtschaftlich bleiben. 
Daher muss den Besonderheiten des gegebenen Valles Rechnung 
getragen werden. Es darf auch nicht ausser acht gelassen wer­
den, dass der Erblasser dem Kläger bei dem Wiederaufbau des 
Hauses und der Beschaffung der dafür erforderlichen Kredite 
weitgehend freie  Hand gelassen hat. Aus alledem kann sich 
eine Verpflichtung der Beklagten ergeben, die Erträge des 
Hauses in weiterem Umfange, als es staatliche Richtlinien 
vorsahen, zur Verzinsung und Tilgung der notwendig gewesenen 
Baukosten zu verwenden. Die Beklagten werden sich daher nicht 
ohne weiteres auf für. Verwaltungs- und Instandsetzungsko­
sten und Mietausfallwagnis zugelassene Rahmensätze, wie sie
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z.B. die §§ 20, 22 und 23 der BerechnungsVO enthalten, beru- 
fen können. Vielmehr lieg t es nahe, dass diese Bewirtschaf­
tungskosten nur in dem unbedingt erforderlichen Umfange ein­
gesetzt werden dürfen. Dabei darf auch deren anscheinend für 
die Beklagten günstige Entwicklung seit der Fertigstellung 
des Hauses Ende 1949 nicht unberücksichtigt bleiben. Das Be­
rufungsgericht wird deshalb die Angaben des Klägers über die 
W irtschaftlichkeit des Hauses in seinen zu den Akten gereich­
ten Aufstellungen (Bd. II  Bl, 111 bis 117) beachten müssen; 
für deren Richtigkeit könnte sprechen, dass sich der Kläger 
inzwischen bereits zu einem wesentlichen fe il  wegen des ihm 
in dem für vorläufig vollstreckbar erklärten landgerichtli­
chen U rteil zugesprochenen Betrages aus den von ihm gepfän­
deten Erträgen des Hauses hat befriedigen können. Schliess­
lich lä ss t sich auch sehr wohl die Auffassung vertreten, dass 
freu und Glauben die Beklagten verpflichten, die Kosten der 
Hausverwaltung und eines Hauswarts soweit a ls  möglich durch 
eigene Arbeit niedrig zu halten,

3 . ) Der Sachverständige B fl|p  hat in seinem Gutachten 
vom 31. Ju li 1955 (S. 1) Aufwendungen in Höhe von 74*5̂ 08 DM 
für Deal steuern, Strass enreinigung und Kanalgebühren ange­
se tz t, jedoch betont, dass er den Unterlagen nicht zu ent­
nehmen vermöge, in welchem Umfange die Beklagten diese Auf­
wendungen auf die Mieter umlegen könnten. Mit Hecht rügt die 
Revision unter Hinweis auf die Auskunft der Stadt K4flH vom 
25. März 1955 (Bd. I I  Bl. 96 dA), dass das Berufungsgericht 
demnach nicht den vollen Betrag von 745,08 DM von den Erträ­
gen des Hauses absetzen durfte.

4 . ) Die Abtragung der Hypotheken von 4 525 DM und 
375,50 DM, für die das ebenfalls wieder aufgebaute, den Be­
klagten gehörende Hausgrundstück Mfl^strasse ®  mithaftete,
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darf nicht einseitig  zu lasten des Grundstücks Weissen- 
burgstrasse 35 berücksichtigt werden. Entsprechend dem in 
§ 64 Abs. 1 ZVG enthaltenen Gedanken is t  bei der Berech­
nung der W irtschaftlichkeit des Grundstücks Weissenburg- 
strasse 36 nur der Teilbetrag zu berücksichtigen, der dem 
Verhältnis des Wertes dieses Grundstücks zu dem Wert des 
Grundstücks Metzstrasse 21 entspricht.

5.) Soweit unter Berücksichtigung vorstehender Aus­
führungen davon•auszugehen is t ,  dass die Erträge des Hau­
ses die dafür erforderlichen Aufwendungen übersteigen, 
muss durch Kapitalisierung des Überschusses mit einem 
angemessenen Zinsfuss der Betrag errechnet werden, bis 
zu dem die weiteren vom Kläger aufgewandten Baukosten ver­
zinst und getilg t werden können. In diesem Umfange is t  
die Klage begründet, soweit die Baukosten erforderlich 
waren und nicht die Gegenforderungen des Beklagten, mit 
denen dieser hilfsweise aufrechnet, bestehen.

2)as angefochtene U rteil war daher auf zuheben und 
die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch



über die Kosten der Revision* an das Berufungsgericht zu- 
riickzuverweisen,

Grlanzmann Rietschel Br«. Winkelmann
Erbel Hey er
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